
 
 
 
 
 

GWB Boller & Partner mbB 
Steuerberater Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte 

 
35043 Marburg   Auf der Appeling 12 

Tel. (0 64 21) 40 06 - 0 
Fax (0 64 21) 40 06 - 250 

www.gwb-partner.de 
AG Frankfurt/Main 
Reg.-Nr. PR 1322 

 
Marburg, Dezember 2024 

 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I V / 2 0 2 4  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email- 
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Beachten Sie bitte insbesondere die Änderungen 
durch das Jahressteuergesetz 2024. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu ein-
zelnen Themen noch Fragen haben, stehen wir 
Ihnen gern zur Verfügung.  
 
Wir wünschen Ihnen und Ihrer Familie frohe 
Weihnachten und ein gesundes und erfolgreiches 
Jahr 2025. 
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
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Termine Januar – März 2025 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.01.2025 13.01.2025 07.01.2025 

dto. 10.02.2025 13.02.2025 07.02.2025 
dto. 10.03.2025 13.03.2025 07.03.2025 
Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.01.2025 13.01.2025 07.01.2025 
dto. 10.02.2025 13.02.2025 07.02.2025 
dto. 10.03.2025 13.03.2025 07.03.2025 
Einkommensteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszuschlag 

10.03.2025 13.03.2025 07.03.2025 

Körperschaftsteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

10.03.2025 13.03.2025 07.03.2025 

Gewerbesteuer 17.02.2025 20.02.2025 14.02.2025 
Grundsteuer 17.02.2025 20.02.2025 14.02.2025 
Sozialversicherung5 29.01.2025 entfällt entfällt 
dto. 26.02.2025 entfällt entfällt 
dto. 27.03.2025 entfällt entfällt 

 
 

Steuerberatungskosten sind für die Ermittlung des  
Veräußerungsgewinns zu berücksichtigen 

 
Steuerberatungskosten, die im Zusammenhang mit der Ermittlung eines nach § 17 EStG steuerpflichtigen Veräußerungs-
gewinns angefallen sind, sind Veräußerungskosten im Sinne von § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG und mindern daher den steuer-
pflichtigen Veräußerungsgewinn. So entschied das Hessische Finanzgericht (Az. 10 K 1208/23). 
 
Das Gericht ist zur Überzeugung gelangt, dass es sich bei den geltend gemachten Aufwendungen um Veräußerungskosten 
im Sinne von § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG handelt. Laut der vorgelegten Rechnung des Steuerberaters stellten die geltend 
gemachten Aufwendungen Gebühren für die Ermittlung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb (Ermittlung des Überschusses 
der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben, § 25 Abs. 1 StBVV) nebst anteiligen Auslagen dar, die als einkünftebe-
zogene Steuerberatungskosten gewinnmindernd zu berücksichtigen seien. 
 
Die streitgegenständlichen Steuerberatungskosten seien durch den Veräußerungsvorgang veranlasst, da das „auslösende 
Moment“ für die Entstehung dieser Aufwendungen in dem Veräußerungsvorgang selbst bestehe. 
 
Gegen die Entscheidung des Hessischen Finanzgerichts wurde Revision eingelegt, welche beim Bundesfinanzhof (Az. IX R 
12/24) offen ist. 
 
 
 
 
 
 

 
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlänge-

rung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 

vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit vorliegen. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit 
auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Verlustverrechnungsbeschränkung bei Termingeschäften 
 
Bei Einkünften aus Kapitalvermögen sind diverse Verlustverrechnungsregelungen zu beachten. Verluste aus Kapitalvermö-
gen dürfen gemäß § 20 Abs. 6 Satz 1 EStG nicht mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden. Wei-
terhin dürfen Sie nicht nach § 10d EStG abgezogen werden. 
 
Verluste aus Termingeschäften unterliegen seit 2021 einer doppelten Einschränkung bei der Verlustverrechnung (§ 20 
Abs. 1 Nr. 11 EStG):  
 
Diese Verluste dürfen nur noch mit Gewinnen aus Termingeschäften und mit Einkünften aus Stillhalterprämien verrechnet 
werden. Ein Ausgleich mit Gewinnen aus anderen Kapitalanlagen ist ausgeschlossen. Weiterhin ist eine Verlustverrechnung 
im Veranlagungsjahr nur bis zur Höhe von EUR 20.000,00 zulässig, nicht verrechenbare Verluste werden zeitlich unbefristet 
auf Folgejahre vorgetragen. Eine Verlustverrechnung in den Folgejahren wird jedoch nur ausgelöst, wenn auch Gewinne 
erzielt werden. 
 
Diese spezielle Verlustverrechnungsregelung findet auf Verluste Anwendung, die nach dem 31.12.2020 entstehen, und 
wurde zur Eindämmung schädlicher Kapitalmarktspekulationen eingeführt. 
 
Da nur positive Kapitalerträge aus Termingeschäften dem Steuerabzug gemäß § 43 Abs. 1 Nr. 11 EStG unterworfen wer-
den und sich negative Kapitalerträge aus Termingeschäften im Rahmen des Steuerabzugs bis zum Betrag in Höhe von 
EUR 20.000,00 nicht auswirken, sind solche Verluste vom Steuerentrichtungspflichtigen unaufgefordert zu bescheinigen. 
Der Steuerpflichtige muss stets einen Antrag gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 4 EStG stellen und die Verluste veranlagen lassen, 
um deren Verrechnung in Höhe von EUR 20.000,00 und den Verlustvortrag sicherzustellen. 
 
Der BFH hatte in einem Aussetzungsverfahren diesbezüglich zu entscheiden, ob die Verlustverrechnungsregelung verfas-
sungsgemäß ist. Im Streitfall erzielten die zusammen zur Einkommensteuer veranlagten Antragsteller im Jahr 2021 auch 
Einkünfte aus Kapitalvermögen. In der Einkommensteuererklärung 2021 erklärten die Antragsteller unter anderem aus-
ländische Kapitalerträge aus Termingeschäften ohne Steuerabzug in Höhe von EUR 250.631,00 sowie Verluste aus Ter-
mingeschäften in Höhe von EUR 227.289,00. Wirtschaftlich entstand aus den Termingeschäften somit ein Gewinn von 
EUR 23.342,00. Steuerlich erkannte das Finanzamt jedoch nur eine Verlustverrechnung in Höhe von EUR 20.000,00 an, 
sodass im Ergebnis EUR 230.631,00 der Besteuerung unterlagen. Die nicht im Veranlagungsjahr 2021 verrechneten Ver-
luste sollen in den Folgejahren verrechnet werden, sofern verrechenbare Gewinne erzielt werden. 
 
Nachdem das Finanzamt die Aussetzung der Vollziehung zunächst nicht gewährt hatte, stimmte das Finanzgericht dem 
Antrag jedoch in der nächsten Instanz zu. Das Finanzgericht äußerte weiterhin ernsthafte Zweifel an der Verfassungsmä-
ßigkeit der seit 2021 geltenden Verlustverrechnungsbeschränkung für Termingeschäftsverluste. 
 
Der BFH vertritt die Auffassung, dass das Finanzgericht zu Recht die Aussetzung der Vollziehung gewährt habe, da ernst-
liche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Einkommensteuerbescheids bestünden. Laut BFH führt die Einschränkung, Ver-
luste aus Termingeschäften nur mit Gewinnen aus Termingeschäften und aus Stillhalterprämien, nicht aber mit Gewinnen 
aus anderen Kapitalanlagen verrechnen zu können, zu einer Ungleichbehandlung. Diese wird weiterhin dadurch verschärft, 
dass Verluste und Gewinne von Termingeschäften im Verlustentstehungsjahr nur bis zur Höhe von maximal EUR 20.000,00 
verrechnet werden dürfen. Hierdurch werden wirtschaftlich nicht erzielte Gewinne besteuert. 
 
Die doppelte Begrenzung des Verlustausgleichs führt außerdem zu einer zeitlichen Streckung der Verrechnung von Ver-
lusten aus Termingeschäften. Da nicht typischerweise davon ausgegangen werden kann, dass in den Folgejahren Gewinne 
aus Termingeschäften vorliegen, lässt sich nicht die Gefahr ausschließen, dass der Verlustausgleich in der Totalperiode 
gänzlich entfällt. Der Effekt wird durch die jährliche Betragsgrenze von EUR 20.000,00 verschärft. Im Streitfall bräuchte 
der Antragsteller mehr als 10 Jahre für eine vollständige Verrechnung des Verlustes, allerdings unter der Annahme, dass 
auch tatsächlich in jedem Folgejahr positive Einkünfte aus Termingeschäften und Stillhalterprämien erzielt werden. 
 
Für die Praxis bedeutet dieser BFH-Beschluss, dass alle relevanten Bescheide offengehalten werden sollten.  
 
Aktueller Hinweis:  
 
Durch das Jahressteuergesetz 2024 wird die Verlustausgleichsbeschränkung auf 20.000 € mit Wirkung für sämtliche 
offenen Steuerfälle durch Aufhebung von § 20 Abs. 6 Sätze 5 und 6 EStG beseitigt. 
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Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte:  
Tatsächlich benutzte längere Fahrtstrecke als offensichtlich  

verkehrsgünstigere Fahrtstrecke 
 

Eine Straßenverbindung ist dann als verkehrsgünstiger als die kürzeste Verbindung zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte anzusehen, wenn der Arbeitnehmer eine andere - längere - Straßenverbindung nutzt und die Arbeitsstätte auf 
diese Weise trotz gelegentlicher Verkehrsstörungen in der Regel schneller und pünktlicher erreicht. „Offensichtlich" ver-
kehrsgünstiger ist die vom Arbeitnehmer gewählte Straßenverbindung dann, wenn ihre Vorteilhaftigkeit so auf der Hand 
liegt, dass sich auch ein unvoreingenommener, verständiger Verkehrsteilnehmer unter den gegebenen Verkehrsverhält-
nissen für die Benutzung der Strecke entschieden hätte. Dass bei extremen Stauverhältnissen die Umwegstrecke auch mal 
verkehrsgünstiger und schneller sein kann, reicht insoweit nicht aus. So entschied das Niedersächsische Finanzgericht6. 
 
Krankheitsgründe können grundsätzlich gegen die Zumutbarkeit der Benutzung der kürzeren Fahrtstrecke sprechen. Die 
im Streitfall nicht weiter belegte erhöhte Unfallgefahr auf der kürzeren Fahrtstrecke sowie eine dargelegte Erforderlichkeit 
von planbaren Pausen wegen Rückenleidens bzw. Schwerbehinderung steht einer Unzumutbarkeit der Benutzung der 
kürzeren Fahrtstrecke jedenfalls dann nicht entgegen, wenn der Kläger - wie hier - infolge eines Standortwechsels des 
Arbeitgebers in einem späteren Veranlagungszeitraum einen Großteil der streitbefangenen kürzeren Fahrtstrecke später 
tatsächlich nutzte. 
 

Aufteilung des Kaufpreises für Eigentumswohnung auf Grund und  
Boden und Gebäude - Anschaffungskosten für Besteuerung 

 
Wenn eine Kaufpreisaufteilung im Kaufvertrag vorgenommen wurde, sind diese vereinbarten und bezahlten Anschaffungs-
kosten grundsätzlich auch der Besteuerung zugrunde zu legen. Eine Korrektur der von den Parteien getroffenen Aufteilung 
des Anschaffungspreises auf Grund und Boden und Gebäude ist laut Finanzgericht München lediglich geboten, wenn sie 
die realen Wertverhältnisse in grundsätzlicher Weise verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar erscheint7.  
 
Eine Abweichung zwischen der vertraglich vereinbarten AfA(Absetzung für Abnutzung)-Bemessungsgrundlage und der von 
einem Sachverständigengutachten ermittelten AfA-Bemessungsgrundlage von weniger als 10 % ist unbeachtlich.  
 
Hinweis 
Da bei einem Grundstücksverkauf regelmäßig kein Sachverständigengutachten vorliegen dürfte, sollte zur streitvermei-
denden Aufteilung auf die vom Bundesministerium der Finanzen angebotene Arbeitshilfe zur Aufteilung eines Gesamtkauf-
preises zurückgegriffen werden (Bundesministerium der Finanzen - Aktualisiert: 26.03.2024; Stand vom März 2024). 
 

Die Besteuerung von Kryptowährungen im Privatvermögen 
 
Die steuerliche Behandlung von Kryptowährungen (im Folgenden Kryptos) und etwas weitergehender von sogenannten 
„Tokens“ stellte lange Zeit sowohl für Anleger als auch für die Finanzverwaltung ein Problem dar. Das Bundesfinanzminis-
terium konnte mit seinem Schreiben vom 10.05.2022 Klarheit schaffen und klärte grundlegend die Problematik für beide 
Seiten. Zunächst hat der Gesetzgeber die Einordnung virtueller Währungen in die bestehenden Regularien erläutert. Dabei 
wird deutlich gemacht, dass virtuelle Währungen digitale Darstellungen von Werten sind, die weder von einer Zentralbank 
noch von einer öffentlichen Stelle emittiert oder garantiert werden. Infolgedessen besitzen sie nicht den rechtlichen Status 
einer Währung. 
 
Das BMF steht eindeutig auf dem Standpunkt, dass aus ertragsteuerlicher Sicht Kryptos im Allgemeinen im Sinne des § 23 
Abs. 1 Nr. 2 EStG als andere Wirtschaftsgüter zu klassifizieren sind. Bei der Veräußerung handelt es sich durch die zuvor 
beleuchtete Einordnung des Gesetzgebers um steuerpflichtige private Veräußerungsgeschäfte gemäß § 22 Nr. 2 i. V. m. 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG, wenn zwischen dem Zeitpunkt der Anschaffung und dem Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
mehr als ein Jahr liegt. Die Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht ist nicht notwendig, da der Gesetzgeber diese aufgrund 
des Verkaufs innerhalb der Frist voraussetzt. Bei virtuellen Währungen kommt die Verlängerung der Veräußerungsfrist 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 EStG nicht zur Anwendung. Gemäß § 23 Abs. 3 Satz 5 EStG bleiben die Gewinne 
jedoch steuerfrei, wenn die Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften EUR 1.000,00 im Kalenderjahr nicht überstei-
gen. 
 
Es bedarf eines Anschaffungs- und eines Veräußerungsvorgangs. Als Anschaffung gilt der kostenpflichtige Erwerb von 
Vermögenswerten von Dritten. Hierzu zählt vor allem der Erwerb von Einheiten einer virtuellen Währung und anderen 
Tokens im Zusammenhang mit der Blockerstellung („Mining“ oder ähnliche Tätigkeiten). Des Weiteren gelten als entgeltlich 
erworben alle Einheiten einer virtuellen Währung und sonstige Tokens, die Steuerpflichtige durch den Austausch gegen 
staatliche Währungen (z. B. Euro), Waren, Dienstleistungen oder andere virtuelle Währungen und Tokens erworben haben. 
Parallel zur Anschaffung stellt die kostenpflichtige Übertragung des erworbenen Vermögenswerts an Dritte eine Veräuße-
rung dar. Der Austausch von Einheiten einer virtuellen Währung und sonstigen Tokens gegen staatliche Währungen (z. B. 
Euro), Waren, Dienstleistungen oder andere virtuelle Währungen und Tokens wird dementsprechend als Veräußerung 
betrachtet. Die zu ermittelnde Veräußerungsfrist beginnt nach jedem Tausch neu. 

 
6 Niedersächsische Finanzgericht, Urteil 9 K 117/21 vom 03.04.2024, LEXinform 5026326 
7 Finanzgericht München, Urteil 12 K 861/19 vom 10.04.2024, LEXinform 5026274 
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Zwar erfassen die meisten großen Handelsplattformen für Kryptowährungen die Anschaffungs- und Veräußerungsvorgänge 
mittlerweile zuverlässig, eine selbst durchgeführte Dokumentation mittels Excel-Tabellen und Screenshots ist trotzdem 
weiterhin zu empfehlen.  
 
Der Gewinn oder Verlust aus dem Verkauf von Einheiten einer virtuellen Währung und anderen Tokens berechnet sich 
durch Subtraktion des Veräußerungserlöses von den Anschaffungs- und Werbungskosten. Wenn die Veräußerung in Euro 
erfolgt, wird das vereinbarte Entgelt als Veräußerungserlös berücksichtigt. Im Falle eines Tauschs von Einheiten einer 
virtuellen Währung und anderen Tokens gegen Einheiten einer anderen virtuellen Währung oder Tokens gilt als Veräuße-
rungserlös der Marktkurs der hingegebenen Einheiten am Tauschtag. Falls der Marktkurs der erhaltenen Einheiten nicht 
ermittelbar ist, wird es akzeptiert, den Marktkurs der hingegebenen Einheiten stattdessen anzusetzen.  
 

Ertragsteuerliche Behandlung von digital agierenden  
Steuerpflichtigen (Influencern) 

 
Mit Datum vom 02.07.2024 hat das schleswig-holsteinische Finanzministerium sich durch einen Erlass mit der ertrag-
steuerlichen Behandlung von digital agierenden Steuerpflichtigen (Influencern) befasst. Dabei bleibt festzuhalten, dass 
die steuerliche Einordnung nach wie vor komplex bleibt und grundsätzlich von der Art der Tätigkeit abhängt. Die dabei 
erzielten Einkünfte sind in der Regel dann gewerbliche Einkünfte, sofern die Einnahmen durch Produktplatzierungen 
oder aus Werbung bestehen. Auch der Handel mit eigenen Produkten (Kosmetika, Schmuck oder Kleidung) fällt unter 
die gewerbliche Tätigkeit.  
 
Sollten die Einnahmen jedoch aus künstlerischer oder schriftstellerischer Tätigkeit erzielt werden, können auch Einkünfte 
aus selbstständiger Tätigkeit vorliegen. Gleiches gilt bei sogenannten beratenden Tätigkeiten; jedoch sind hier die Gren-
zen des § 18 EStG zu berücksichtigen und die Darstellung von Erfahrungen ohne eine qualifizierte Ausbildung in diesem 
Bereich sollte dann auch eher den gewerblichen Einkünften zuzuordnen sein. Dabei gilt, dass alle Zugänge in Geld oder 
Geldeswert, welche durch den Betrieb veranlasst sind, grundsätzlich Einnahmen darstellen. Hierzu gehören auch das 
Hinterlegen von Links sowie Umsatzbeteiligungen. Auch Dienstleistungen oder Produkte, welche die Influencer erhalten, 
um diese zu bewerben, stellen grundsätzlich Betriebseinnahmen dar. Sofern Aufwendungen objektiv mit dem Betrieb 
zusammenhängen und dem Betrieb auch zu dienen bestimmt sind, liegt eine betriebliche Veranlassung vor und es handelt 
sich somit um Betriebsausgaben. Zu beachten ist hierbei jedoch, dass Aufwendungen für Kleidung, Gesunderhaltung und 
Ernährung grundsätzlich unter das Abzugsverbot nach § 12 Nr. 1 EStG fallen.  
 
Weiterhin fallen oft Reisekosten an, welche besonderer Aufmerksamkeit unterliegen. Sofern die Reisen ausschließlich 
betrieblich veranlasst sind, sind diese selbstverständlich als Betriebsausgaben abziehbar (z. B. Kundentermine oder 
Messebesuche). 
 
Sollte die Reise jedoch sowohl betrieblich als auch privat veranlasst sein, sind die Reisekosten im Verhältnis der er-
werbsbedingten und der privaten Veranlassungsbeiträge zueinander aufzuteilen (vgl. hierzu BFH vom 21.09.2009, GrS 
1/06). Auch bei den Aufwendungen für typische Berufskleidung gelten die allgemeinen Grundsätze, weshalb Aufwen-
dungen für bürgerliche Kleidungen grundsätzlich nicht als Betriebsausgabe anerkannt werden können. Sofern ein kom-
merzialisierter Teil des aufgrund einer Einlage zu aktivierenden Namensrechts besteht, muss dieses Wirtschaftsgut als 
immaterielles Wirtschaftsgut eingelegt werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass ein bloßes Influencer-Profil zu-
sammen mit den Followern noch kein Wirtschaftsgut im steuerlichen Sinne darstellt.  
 

Kein Abzug von Aufwendungen für Handwerkerleistungen bei geleisteter Vo-
rauszahlung, wenn diese im Veranlagungszeitraum vor Ausführung der Hand-

werkerleistungen erbracht wird 
 
Es besteht kein Anspruch auf den Abzug von Aufwendungen für Handwerkerleistungen bei Leistung einer nicht durch eine 
Rechnung angeforderten Vorauszahlung, wenn diese im Veranlagungszeitraum vor Ausführung der Handwerkerleistungen 
erbracht wird. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf8. 
 
Die streitgegenständlichen Aufwendungen würden zwar dem Grunde nach dem Tatbestand des § 35a Abs. 3 EStG unter-
fallen, für die Handwerkerleistungen hätten jedoch keine Rechnungen vorgelegen. Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen ist, dass der Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine Rech-
nung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt ist. Eine Berücksichtigung der streit-
gegenständlichen Aufwendungen scheidet zudem auch deshalb aus, weil keine Aufwendungen „für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen“ getätigt wurden. Handwerkerleistungen wurden im Streitjahr nicht erbracht. Eine Berücksich-
tigung der Zahlungen ist auch deshalb zu versagen, weil sie dem Gesetzeszweck des § 35a EStG widerspräche. Die ge-
setzgeberische Intention kann nicht durch „eigenmächtige“ (Voraus-)Zahlungen umgangen werden. Insbesondere gilt dies 
auch für eine einseitige und bar jeder Marktüblichkeit vorgenommene Verwendungsbestimmung dergestalt, dass die nicht 
angeforderte Vorauszahlung ausschließlich (noch nicht erbrachte) Arbeitskosten umfassen soll. 
 
  

 
8 Finanzgericht Düsseldorf, Urteil 14 K 1966/23 vom 18.07.2024, LEXinform 5026303 
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Bei Lieferung von Mieterstrom zum Vorsteuerabzug berechtigt 
 
Bei der Lieferung von Strom, den der Vermieter von Wohnraum über eine Photovoltaikanlage selbst erzeugt und an seine 
Mieter gegen Entgelt abgibt, handelt es sich nicht um eine unselbstständige Nebenleistung der umsatzsteuerfreien 
(langfristigen) Vermietung von Wohnraum, sondern um eine selbstständige umsatzsteuerpflichtige Leistung. Diese 
berechtigt zum Vorsteuerabzug aus den Eingangsleistungen, da kraft Gesetzes für den Mieter die Möglichkeit besteht, den 
Stromanbieter frei zu wählen, und die Stromlieferung getrennt und nach individuellem Verbrauch abgerechnet wird. So 
entschied der Bundesfinanzhof9. 
 
Der Vermieter sah die Stromerzeugung und die Lieferung an die Mieter jeweils als eigenständige Leistung an, während 
das Finanzamt eine Gesamtleistung sah, nämlich die Vermietung einer Wohnung mit der dazugehörigen Stromlieferung.  
Der Grund für die gegenteiligen Auffassungen lag selbstverständlich darin, dass der Vermieter den Vorsteuerabzug für die 
Photovoltaikanlage beanspruchte, während das Finanzamt dies ablehnte. 
 
Der Bundesfinanzhof beurteilte diesen Fall insbesondere unter Berücksichtigung der hierfür abgeschlossenen Verträge. Da 
der Stromlieferungsvertrag unabhängig vom Mietvertrag über die Wohnräume bestand, handelte es sich nach seiner Auf-
fassung um zwei verschiedene Leistungen. Die Vereinbarung über die Stromlieferung war unabhängig vom Mietvertrag 
kündbar. Dies ergibt sich auch aus § 42a Abs. 2 des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (EnWG), in dem 
ein ausdrückliches Koppelungsverbot zwischen dem Miet- und dem Energielieferungsvertrag enthalten ist. Die Mieter konn-
ten daher unabhängig vom Mietvertrag den Stromlieferungsvertrag kündigen und danach den Strom von einem anderen 
Anbieter beziehen.  
 

 
Forderungsverzicht zwischen Gesellschaftern einer GmbH  

ohne angemessenen Wertausgleich als freigebige Zuwendung 
 
Wenn Gesellschafter einer GmbH wirksam vereinbart haben, dass Leistungen in die Kapitalrücklage gesellschafterbezogen 
zugeordnet werden, wird jedoch die Kapitalrücklage im Zusammenhang mit einer Kapitalerhöhung abweichend hiervon 
allen Gesellschaftern entsprechend ihren Beteiligungsquoten zugerechnet, kann der Verzicht auf einen angemessenen 
Wertausgleich durch den Gesellschafter, der die Leistungen erbracht hat, eine freigebige Zuwendung zugunsten der Mit-
gesellschafter darstellen. So entschied der Bundesfinanzhof10. 
 
Im Streitfall wurde deutlich erkennbar, dass die hier von einer Familie getroffenen Vereinbarungen zwischen Fremden 
sicherlich nicht so zustande gekommen wären. In vereinfachter Form dargestellt, wurde hier das vom Vater in eine GmbH 
eingebrachte Vermögen von rd. 5 Mio. Euro bei einer späteren Kapitalerhöhung der Gesellschaft zunächst mit je einem 
Drittel jedem Gesellschafter zugerechnet und anschließend die Söhne zu einem Ausgleich des dadurch entstandenen Wert-
verlustes für den Vater verpflichtet. Der vereinbarte Ausgleich war nach Auffassung des Finanzamtes aber um rd. 1,2 Mio. 
Euro je Sohn zu gering bemessen worden. Diese Auswirkungen ergaben sich auch dadurch, dass sich das Vermögen der 
GmbH sich in der Zeit zwischen Einlage in die Gesellschaft durch den Vater und der folgenden Kapitalerhöhung auf einen 
gemeinen Wert von rd. 12 Mio. Euro erhöht hatte. Die Beteiligung des Vaters an der GmbH wurde durch die disquotale 
Kapitalerhöhung von 33,33 % auf nur noch 1,62 % verringert. Der Wertzuwachs des Vermögens der GmbH kann auch 
dadurch zustande gekommen sein, dass die Sacheinlagen des Vaters im Zeitpunkt der Einlage einen höheren gemeinen 
Wert hatten als der vertragliche Einlagewert. Dies ändert aber nichts an dem Wert im Zeitpunkt der freigebigen Zuwendung 
gem. § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, denn im Einlagezeitpunkt wurde entsprechend dem Gesellschaftsvertrag nur dem Vater die 
Kapitaleinlage zugerechnet. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch keine freigebige Zuwendung. 
 
Der Bundesfinanzhof begründet sein Urteil sehr ausführlich auch unter Verweis auf die gesellschaftsrechtliche Rechtslage 
und die Auffassung der Finanzverwaltung (R E 7.5 Abs. 11 S. 14 ErbStR 2019). Auch das für eine Steuerpflicht notwendige 
subjektive Bewusstsein einer Schenkung gem. § 7 ErbStG sieht der Bundesfinanzhof hier als erfüllt an. Den Beteiligten war 
klar, dass die Kapitalerhöhung durch die Söhne beim Vater eine Wertminderung seines Anteils zur Folge hatte. Dafür 
wurde auch ausdrücklich ein auszugleichender Wert festgestellt. Dass dieser unrichtig berechnet wurde, ändert daran 
nichts, denn auf die Kenntnis über die genaue Höhe der Zuwendung komme es nicht an. 

 
  

 
9 Bundesfinanzhof, Urteil XI R 8/21 vom 17.07.2024, LEXinform 0953428 
10 Bundesfinanzhof, Urteil II R 40/21 vom 19.06.2024, LEXinform 0953920 
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Zweifel an Verfassungsmäßigkeit des Zinssatzes für die  
Erhebung von Zinsen bei Stundungen und Aussetzungen  

von Steuerzahlungen - Einspruch einlegen! 
 
Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob § 237 i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 
Abgabenordnung seit dem 01.01.2019 bis zum 15.04.2021 insoweit mit dem Grundgesetz vereinbar ist, als der Zinsbe-
rechnung für die Zinsen bei Aussetzung der Vollziehung ein Zinssatz von 0,5 % pro Monat zugrunde gelegt wird11. 
 
Ein Steuerzahler sollte im Rahmen eines Aussetzungsverfahrens Zinsen in Höhe von mehr als 12.500 Euro bezahlen - 
entsprechend dem Zinssatz von 6 % pro Jahr. Diese Zinsen dürfen Finanzämter zwar grundsätzlich erheben, wenn Behörde 
und Steuerzahler über einen Sachverhalt uneins sind und der Vollzug des Steuerbescheids bis zur endgültigen Klärung 
durch ein Gericht ausgesetzt wird. Der Steuerzahler wehrte sich allerdings gegen die Höhe des Zinssatzes. 
 
Auch nach der Zinsanpassung gelten bei Stundungen und Aussetzungen von Steuerzahlungen weiterhin 6 % Zinsen pro 
Jahr. Das Bundesverfassungsgericht könnte die Regelung aber bald kippen. Für Steuernachzahlungen und -erstattungen 
hat der Gesetzgeber diesen Wert längst angepasst, nachdem das Bundesverfassungsgericht die Zinshöhe 2021 als zu hoch 
beurteilt hat - auf nun 1,8 %.  
 
Hinweis 
Betroffene, denen das Finanzamt 6 % Zinsen für eine Stundung oder Aussetzung in Rechnung gestellt hat, sollten über 
einen Einspruch gegen diesen Bescheid einlegen. Obwohl das Verfahren jetzt noch beim Bundesverfassungsgericht zur 
Entscheidung liegt, sollten Betroffene in einer ähnlichen Situation bereits aktiv werden. Gegen noch nicht bestandskräftige 
Bescheide kann es sich lohnen, mit Verweis auf das laufende Verfahren Einspruch einzulegen und das Ruhen des Verfah-
rens zu beantragen. Dadurch wird der Steuerbescheid offengehalten und das Finanzamt kann nach Abschluss des Ge-
richtsverfahrens entsprechende Anpassungen vornehmen. Die Entscheidung betrifft am Ende nicht nur Zinsen für Ausset-
zungen und Stundungen, sondern auch solche für hinterzogene Steuern sowie Prozesszinsen auf Erstattungsbeträge. 
 

Phantomlohnfalle bei Betriebsprüfungen der Deutschen Rentenversicherung 
 
Der Fokus der kommenden DRV-Prüfungen könnte auf dem sogenannten Phantomlohn liegen. Der Phantomlohn ist ein 
komplexes Thema. Der etwas sperrige Begriff bezeichnet die Herausforderung, beim Berechnen von Beiträgen und der 
Beurteilung von Versicherungsverhältnissen zwischen gezahltem und geschuldetem Arbeitslohn zu unterscheiden. Es han-
delt sich um einen Lohn oder häufiger Lohnbestandteile, die nicht ausgezahlt worden sind, obwohl der Arbeitnehmende 
darauf einen Rechtsanspruch hat. 
 
Einfach gesagt wird hier bei einer Betriebsprüfung der DRV die Differenz zwischen dem gezahlten und dem geschuldeten 
Arbeitsentgelt ermittelt und nachverbeitragt. Dem Arbeitgeber drohen also hohe Nachzahlungen von Sozialversicherungs-
beiträgen und er trägt in diesem Fall sowohl die Arbeitgeber- als auch die Arbeitnehmerbeiträge. Besonders kritisch ist 
dieser Sachverhalt bei geringfügig Beschäftigten. Bei den sogenannten Minijobbern kann die Berücksichtigung des ge-
schuldeten Entgelts durch die DRV-Prüfung zum Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze (ab 2025 von EUR 556,00) und 
damit zur Sozialversicherungspflicht führen. Achten Sie daher immer darauf, dass die Ansprüche auf Urlaubs- und Feier-
tagslohn sowie Lohnfortzahlung den geringfügig Beschäftigten ebenso ausgezahlt werden wie den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten. Dies muss auch auf dem entsprechenden Stundenzettel ersichtlich sein. Auch Arbeitsverträge sind 
für Ihre geringfügig Beschäftigten dringend erforderlich. Ansonsten wird, jedenfalls bei Arbeit auf Abruf (im Bedarfsfall), 
von einer wöchentlichen Arbeitszeit von wöchentlich 20 Stunden ausgegangen, was auch zur Sozialversicherungspflicht 
führt. Bezüglich der Arbeitsverträge und der Ermittlung der Urlaubsansprüche bei unregelmäßig arbeitenden geringfügig 
Beschäftigten wenden Sie sich bitte an Ihren Anwalt für Arbeitsrecht.  
 

Mindestlohn und Minijobs 2025 (Minijob-Zentrale) 
 
Die Minijob-Zentrale informiert über bevorstehende Änderungen beim Mindestlohn und den Minijobs. Der Mindestlohn wird 
im Jahr 2025 auf 12,82 € pro Stunde angehoben. Damit steigt auch die hieran gekoppelte Verdienstgrenze bei den Minijobs 
von bisher 538 € auf 556 € pro Monat. 
 
Die Verdienstgrenze im Minijob legt fest, wie viel ein Minijobber durchschnittlich pro Monat verdienen darf. Die monatliche 
Verdienstgrenze ist dynamisch und orientiert sich am Mindestlohn. Wenn der gesetzliche Mindestlohn steigt, wird auch die 
Minijob-Grenze entsprechend angepasst. 
 
Durch die Erhöhung des Mindestlohns auf 12,82 € pro Stunde steigt die Verdienstgrenze ab Januar 2025 von 538 € auf 
556 € monatlich. Die Jahresverdienstgrenze liegt damit bei 6.672 €. 
 
Trotz Erhöhung des Mindestlohns bleibt die maximale Anzahl der Arbeitsstunden für Minijobber gleich. Bei einer Verdienst-
grenze von 556 € pro Monat ergibt sich eine maximale Arbeitszeit von etwa 43 Stunden im Monat. Verdient der Beschäftigte 
mehr als den Mindestlohn, verringert sich die maximal mögliche Arbeitszeit im Minijob. 

 
11 Bundesfinanzhof, Beschluss VIII R 9/23 vom 08.05.2024, LEXinform 4278966; BVerfG: 1 BvL 8/24 
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Die neuen Rechengrößen zur Sozialversicherung 2025 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)12 hat die neuen Rechengrößen zur Sozialversicherung 2025 fest-
gesetzt. Zudem wurde der Referentenentwurf zur Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung bekannt gegeben, 
mit der die neuen Sachbezugswerte für 2025 festgelegt werden. Beide Verordnungen müssen durch den Bundesrat in der 
Sitzung am 22.11.2024 noch endgültig verabschiedet werden, mit Änderungen ist aber nicht zu rechnen. 
 
Maßstab für die jährliche Fortschreibung der Sozialversicherungsrechengrößen stellt die Einkommensentwicklung des 
vorletzten Jahres dar. Für die Anhebung der Sozialversicherungsrechengrößen 2025 wurde eine Lohnzuwachsrate von 
6,44 % ermittelt. wodurch sich auch die Rechengrößen zur Sozialversicherung ab 01.01.2025 deutlich erhöhen. 
 
Mit dem Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz vom 17.07.2017 (BGBl. I S. 2575) wurde die Einführung einheitlicher ge-
samtdeutscher Rechengrößen festgelegt. Hierfür wurde in den vergangenen Jahren die Beitragsbemessungsgrenze 
(Ost) und Bezugsgröße (Ost) schrittweise an die Höhe des jeweiligen Westwerts angepasst. Durch die jährlich vorgenom-
mene Angleichung sind erstmals ab 01.01.2025 die Westwerte zu 100 % erreicht, sodass ab dem Jahr 2025 die bisherige 
Rechtskreistrennung (Ost/West) bei den Sozialversicherungsgrößen entfällt. 
 
Für das Jahr 2024 beträgt die Beitragsbemessungsgrenze zur Renten- und Arbeitslosenversicherung in den alten 
Bundesländern monatlich 7.550 Euro monatlich bzw. jährlich 90.600 Euro (Jahr 2024). In den neuen Bundesländern gilt 
für das Jahr 2024 eine geringere Beitragsbemessungsgrenze; sie beträgt jährlich 89.400 Euro bzw. monatlich 7.450 Euro 
(Jahr 2024). Für das Jahr 2025 erhöht sich die Beitragsbemessungsgrenze zur Renten- und Arbeitslosenversicherung nun 
bundesweit einheitlich auf 8.050 Euro monatlich bzw. auf jährlich 96.600 Euro (Jahr 2025). In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung wird die Beitragsbemessungsgrenze im Jahr 2025 bundeseinheitlich 118.800 Euro jährlich bzw. 9.900 
Euro monatlich betragen. 
 
Für den Bereich der Kranken- und Pflegversicherung galt bereits vor 2025 eine einheitliche Beitragsbemessungsgrenze 
für das gesamte Bundesgebiet. Die Beitragsbemessungsgrenze zur Kranken- und Pflegeversicherung 2025 erhöht sich von 
bisher jährlich 62.100 Euro bzw. monatlich 5.175 Euro (Jahr 2024) auf jährlich 66.150 Euro bzw. auf monatlich 5.512,50 
Euro (Jahr 2025). 
 
Bei der Jahresarbeitsentgeltgrenze handelt es sich um die Entgeltgrenze, bei deren Überschreiten Arbeitnehmer aus 
der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung ausscheiden und sich freiwillig oder privat krankenversichern können. 
Bereits seit dem Jahr 2003 gibt es eine allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze und daneben eine besondere Jahresarbeits-
entgeltgrenze für bestimmte privat krankenversicherte Arbeitnehmer. 
 
Die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze 2025 steigt von bisher 69.300 Euro (Jahr 2024) auf 73.800 Euro. 
 
Für Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 wegen des Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversiche-
rungsfrei und bei einer privaten Krankenversicherung in einer substitutiven Krankenversicherung versichert waren, gilt die 
besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze. Für diesen Personenkreis gilt eine niedrigere Versicherungspflichtgrenze. Ab 
dem 01.01.2025 wird diese von bisher 62.100 Euro (Jahr 2024) auf 66.150 Euro angehoben. 
 
Die Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) ist für verschiedene Werte in der Sozialversicherung von Bedeutung. Die Bezugsgröße 
wirkt sich u. a. auf den Mindestbeitrag für freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung, den Anspruch auf 
Familienversicherung und der Beitragsberechnung von versicherungspflichtigen Selbstständigen aus. Ab 01.01.2025 gilt 
nur noch eine bundeseinheitliche Bezugsgröße i. H. von 3.745 Euro monatlich bzw. 44.940 Euro jährlich. 
  

 
12 Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Mitteilung vom 03.09.2024, LEXinform 0466257 
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Jahressteuergesetz 2024 
 
Der Deutsche Bundestag hat das Jahressteuergesetz 2024 (JStG 2024) angenommen. Der Bundesrat hat ihm am 
22.11.2024 zugestimmt. Das Gesetz wurde am 05.12.2024 im Bundesgesetzblatt verkündet.  
 
Für die Praxis bedeutsame Gesetzesänderungen sind insbesondere Folgende:  
 
Änderungen des Einkommensteuergesetzes  
 
1. Photovoltaikanlagen: 

 
Durch Änderung des § 3 Nr. 72 EStG wird die Steuerbefreiung für nach dem 31.12.2024 angeschaffte, in Betrieb 
genommene oder erweiterte durch Erhöhung der Bruttoleistungsgrenze von 15 kW (peak) auf 30 kW (peak) je Wohn- 
oder Gewerbeeinheit (insgesamt höchstens 100 kW [peak] pro Steuerpflichtigem oder Mitunternehmerschaft) erwei-
tert. Weiter wird dadurch klargestellt, dass auch bei Gebäuden mit mehreren Gewerbeeinheiten, aber ohne Wohnein-
heiten, Anlagen bis zu 30 kW (peak) je Gewerbeeinheit begünstigt sind und es sich bei der Steuerbefreiung um eine 
Freigrenze handelt. 
 

2. Erweiterung Pflicht zur elektronischen Übermittlung von Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnun-
gen 
 
Die Pflicht zur elektronischen Übermittlung von Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen nach § 5b EStG 
wird für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2024 beginnen (teilweise für Wirtschaftsjahre nach dem 31.12.2027), 
auf die unverdichteten Kontennachweise mit Kontensalden sowie den Anlagespiegel und das diesem zugrunde lie-
gende Anlageverzeichnis ausgedehnt. Liegt ein Anhang, ein Lagebericht, ein Prüfungsbericht oder ein Verzeichnis 
nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG vor, sind diese ebenfalls nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfern-
übertragung zu übermitteln, ebenso bei Gewinnermittlung nach § 5a EStG das besondere Verzeichnis nach § 5a 
Abs. 4 EStG . 

 
3. Übertragung zwischen den Gesamthandsvermögen, Buchwertfortführungsgebot 

 
Durch eine neue Nr. 4 in § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG wird rückwirkend das Buchwertfortführungsgebot auf die un-
entgeltliche Übertragung zwischen den Gesamthandsvermögen verschiedener Mitunternehmerschaften 
„derselben, identisch beteiligten Mitunternehmer“ (unschädlich sind unterschiedliche Komplementär-GmbH ohne Ver-
mögensbeteiligung) ausgedehnt (Folge der Rechtsprechung des BVerfG-Beschlusses v. 28.11.2023 - 2 BvL 8/13. Da-
mit wird die Buchwertfortführung von Gesetzes wegen in den Fällen der Übertragung eines einzelnen Wirtschaftsguts 
zwischen Schwesterpersonengesellschaften nur bei einem (a) unentgeltlichen Übertragungsvorgang gewährt. (b) 
Zudem reicht Beteiligtenidentität nicht aus, um in den Anwendungsbereich des § 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 4 EStG zu ge-
langen. Vielmehr wird die Buchwertfortführung nur bei Beteiligungsidentität gewährt. Die Regelung gilt für alle offe-
nen Fälle. Auf gemeinsamen Antrag der Mitunternehmer zum Zeitpunkt der Übertragung kann aus Vertrauensschutz-
gründen für Übertragungen vor dem 12.1.24 von einer Anwendung des § 6 Abs. 5 S. 3 Nr. 4 EStG abgesehen werden 
(§ 52 Abs. 12 EStG). 
 

4. Degressive Gebäude-AfA 
 
In § 7a Abs. 9 EStG ist geregelt worden, dass nach Ablauf des Begünstigungszeitraums für Sonderabschreibungen 
auf Gebäude die degressive AfA gem. § 7 Abs. 5a EStG auf den Restwert unverändert fortsetzbar ist. 
 

5. Aufwand für Kinderbetreuung 
 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2025 ist der Aufwand für Kinderbetreuung in Höhe von 80 % (bisher zwei Drittel) 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG abzugsfähig, höchstens 4.800 € (bislang 4.000 €) jährlich. 

 
6. Bonuszahlungen der Krankenkassen 

 
Bonuszahlungen der Krankenkassen gem. § 65a SGB V pro versicherte Person bis zu 150 € jährlich werden ab 
dem Veranlagungszeitraum 2025 nach den neuen Sätzen 2 und 3 des § 10 Abs. 2b EStG ohne Einzelnachweis nicht 
als Beitragserstattungen beurteilt; die bisherige Vereinfachungsregelung wird damit verstetigt. 

 
7. Verlustausgleichsbeschränkung 

 
Die Verlustausgleichsbeschränkung auf 20.000 € wird mit Wirkung für sämtliche offenen Steuerfälle durch Aufhe-
bung von § 20 Abs. 6 Sätze 5 und 6 EStG beseitigt. 
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8. Unterhaltsaufwendungen 

 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2025 werden Unterhaltsaufwendungen nur noch als außergewöhnliche Belastungen 
nach § 33a EStG anerkannt, wenn sie durch Banküberweisung auf ein Konto der unterhaltenen Person gezahlt 
werden. Dasselbe gilt für alle Aufwendungen (z. B. auch Pflege- und Betreuungsleistungen), für die eine Steuerer-
mäßigung nach § 35a Abs. 2 und 3 EStG beansprucht wird. 

 
9. Keine Mobilitätspauschale 

 
Die im Regierungsentwurf des JStG 2024 (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 EStG-E) vorgenommene Möglichkeit der Lohn-
steuerpauschalierung für eine neuartige Mobilitätspauschale ist nicht umgesetzt worden. 
 

Änderungen der Abgabenordnung  
 
10. Erweiterung Gemeinnützigkeit 

 
Zur Förderung wohngemeinnütziger Zwecke ist mit § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 27 AO ein neuer gemeinnütziger Zweck 
eingefügt worden. Die Regelung tritt am 1.1.2025 in Kraft. Der neue gemeinnützige Zweck wird erfüllt, wenn (a) 
Wohnraum zu einem Mietzins überlassen wird, der unter der marktüblichen Miete liegt. Zum anderen muss (b) die 
Vermietung an eine hilfsbedürftige Person erfolgen, wenn deren Bezüge nicht mehr als das Fünffache des Regelsatzes 
zur Sozialhilfe betragen; bei Alleinstehenden oder Alleinerziehenden ist Obergrenze das Sechsfache des Regelsatzes 
zur Sozialhilfe. 
 

11. Digitalisierung des steuerlichen Verfahrensrechts 
 
Die AO wird in erheblichem Maße durch Implementierungen von Regelungen zur Digitalisierung des steuerlichen 
Verfahrensrechts geändert (etwa auch zum Ersatz der Schriftform durch elektronische Kommunikation). 

 
Änderungen des Umsatzsteuergesetzes  
 
12. Leistungsort 

 
Zum Leistungsort für kulturelle, künstlerische, wissenschaftliche, unterrichtende, sportliche, unterhaltende und 
ähnliche Leistungen wie Leistungen im Zusammenhang mit Messen und Ausstellungen einschließlich Veranstaltungs-
leistungen pp. werden in § 3a Abs. 3 Nr. 3 und 3a UStG Änderungen in Art. 53 und 54 MwStSystRL umgesetzt. Damit 
soll insbesondere ab 1.1.2025 sichergestellt werden, dass auf virtuellem Weg erbrachte Dienstleistungen am 
Ort des Verbrauchs besteuert werden. 
 

13. Kleinunternehmerregelung  
 
Die Kleinunternehmerregelung in § 19 UStG wird – auch zur gebotenen Umsetzung geänderten Unionsrechts – 
mit Wirkung ab 1.1.2025 neu gefasst. Die Vorjahresumsatzgrenze ist auf 25.000 € erhöht worden, der voraussicht-
liche Umsatz im laufenden Kalenderjahr darf bis zu 100.000 € betragen (zuvor 50.000 €). Die bisherige Umrechnung 
auf Jahresbeträge entfällt. Die Neuregelung ermöglicht es auch im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unter-
nehmern, die Kleinunternehmerregelung in Deutschland anzuwenden. Die Optionsfrist verlängert sich bis zum letzten 
Tag des Monats Februar des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres.  
 

14. Ein neuer § 19a UStG führt ein besonderes Meldeverfahren ein, mit dem es inländischen Unternehmern ermöglicht 
wird, auch in anderen Mitgliedstaaten die Kleinunternehmerregelung anzuwenden. 
Zur Rechnungsausstellung bei Kleinunternehmern regelt ein neuer § 34a UStDV ab 1.1.2025, welchen Inhalt 
die Rechnungen haben müssen. 
 

15. Ist-Versteuerern 
 
Die Sonderregelungen für den Vorsteuerabzug aus Leistungen von Ist-Versteuerern i. S. des § 20 UStG (Geltend-
machung des Vorsteuerabzugs erst in demjenigen Voranmeldungszeitraum, in dem die Rechnung des Ist-Versteue-
rers beglichen wird) werden erst am 1.1.2028 in Kraft treten. 

 
16. Landwirte  

 
Mit Inkrafttreten im Jahr der Verkündung des JStG 2024 (also ab 2024) ist die Vorsteuerpauschale nach § 24 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 3 UStG für Landwirte von 9 % auf 8,4 % vermindert worden. Für die Zeit ab 2025 ist 
eine weitere Minderung von 8,4 % auf 7,8 % vorgesehen. 
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17. Differenzbesteuerung auf Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten 

 
§ 25a Abs. 7 Nr. 1 Buchst. c UStG setzt mit Wirkung ab 1.1.2025 zwingendes Unionsrecht um: Die Differenzbesteu-
erung auf Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten kann nicht angewendet werden, wenn der Ein-
gangsumsatz des Wiederverkäufers einem ermäßigten Steuersatz unterlegen hat. 

 
Änderungen des Erbschaftsteuergesetzes  
 
18. Die Pauschale für Nachlassverbindlichkeiten in § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG wird von 10.300 € auf 15.000 € er-

höht. 
 

19. Durch Änderung des § 10 Abs. 6 ErbStG und neue Abs. 6a und 6b wird (für Erwerbe nach dem Tag der Verkündung 
des JStG 2024) der Rechtsprechung Rechnung getragen und eine anteilige Abzugsfähigkeit von Nachlassverbind-
lichkeiten in Fällen der beschränkten Steuerpflicht geregelt. 

 
Änderungen des Bewertungsgesetzes  
 
20. Entgegen der Rechtsprechung bilden nach § 158 Abs. 2 BewG land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen, 

bei denen die Wirtschaftsgebäude oder die Betriebsmittel oder beide Arten von Wirtschaftsgütern nicht dem Eigen-
tümer des Bodens gehören, auch dann einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft, wenn sie auf Dauer einem 
anderen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind (sog. Stückländereien). 
 

21. Nach § 220 Abs. 2 BewG wird der Grundsteuerbemessung statt des gesetzlichen Grundsteuerwerts der nachge-
wiesene gemeine Wert des Grundstücks zugrunde gelegt, wenn der Grundsteuerwert diesen gemeinen Wert um 
40 % oder mehr übersteigt. 

 
 

Gesetz zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums 2024 
 
Durch das Gesetz zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums 2024 wird bereits für das Jahr 2024 der Grund-
freibetrag nach § 32a EStG um 180 € auf 11.784 € angehoben. Ebenfalls für das Jahr 2024 wird der steuerliche 
Kinderfreibetrag um 228 € auf 6.612 € angehoben. 
 
 

Viertes Bürokratieentlastungsgesetz 
 
Das Gesetz ist am 23.10.2024 ausgefertigt und im BGBl 2024 I Nr. 323 v. 29.10.2024 verkündet worden. 
 
Verkürzung der Aufbewahrungspflichten 
 
Für alle Buchungsbelege, deren Aufbewahrungsfrist nach der bisherigen Fassung von § 147 Abs. 3 AO noch nicht 
abgelaufen ist (vgl. Art. 97 § 19a Abs. 2 EGAO ) gilt, dass sie nur noch acht Jahre aufzubewahren sind (Bücher und 
Aufzeichnungen, Inventare, Jahresabschlüsse, Lageberichte und Unterlagen nach Art. 15 Abs. 1 und Art. 163 UZK sind 
weiterhin über zehn Jahre aufzubewahren). Umsatzsteuerrechtlich wird die Aufbewahrungspflicht für Rechnungen in 
§ 14b Abs. 1 Satz 1 UStG ebenfalls von zehn auf acht Jahre verkürzt.  
 
Zudem gibt es u.a. folgende Vereinfachungen:  
 

Ø Eine Pflicht zur monatlichen Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen besteht ab 2025 erst, wenn die 
Jahres-Umsatzsteuer im Vorjahr 9.000 € überschreitet (bisher 7.500 €). Die neue Grenze gilt ebenfalls bei der 
Option für die monatliche Abgabe der Voranmeldungen. 
 

Ø In die Option für die Gesamtdifferenzbesteuerung nach § 25a Abs. 4 UStG dürfen künftig Rechnungen bis 
zu 750 € einbezogen werden (bisher 500 €). 

 
 
Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen zur E-Rechnung veröffentlicht 

 
Das Bundesministerium für Finanzen (BMF) hat am 15.10.2024 das Schreiben "Ausstellung von Rechnungen nach § 
14 UstG - Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung bei Umsätzen zwischen inländischen 
Unternehmern ab dem 01.01.2025" veröffentlicht13. Darin erläutert es die zur E-Rechnung getroffenen Regelungen 
des Wachstumschancengesetzes und geht auf besondere Fragestellungen zur E-Rechnung ein. Im Wesentlichen ist das 
finale BMF-Schreiben inhaltsgleich mit dem im Juni 2024 veröffentlichten Entwurf. Neu hinzugekommen sind konkretisie-
rende Erläuterungen. 
 

 
13 Bundesfinanzministerium, Schreiben III C 2 - S 7287a/23/10001 :007 vom 15.10.2024, LEXinform  
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Die nachfolgenden Punkte fassen die wichtigsten Aspekte zur Einführung der verpflichtenden elektronischen Rechnungen 
(B2B) zusammen: 
 
1. Die gesetzlichen Pflichten zur Rechnungsausstellung werden durch das Wachstumschancengesetz umfassend 

neu formuliert und inhaltlich angepasst. 
2. Ab dem 01.01.2025 ist für alle Unternehmensgrößen verpflichtend die Möglichkeit zum Empfang einer elektro-

nischen Rechnung als strukturierter Datensatz bei inländischen B2B-Leistungen sicherzustellen. 
3. Ab dem 01.01.2028 ist für alle Unternehmen verpflichtend eine elektronische Rechnung als strukturierter Da-

tensatz bei inländischen B2B-Leistungen auszustellen. 
4. Die elektronische Rechnung muss in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt und 

empfangen werden und eine elektronische Verarbeitung ermöglichen. 
5. Die Verpflichtung zur elektronischen Rechnungsausstellung besteht für Leistungen eines Unternehmers an einen an-

deren Unternehmer im Inland (B2B). 
6. Die Verpflichtung zur elektronischen Rechnungsausstellung besteht auch im Falle der Abrechnung durch eine Gut-

schrift, wenn die Rechnung durch den Leistungsempfänger ausgestellt wird. 
7. Die EU-Norm für elektronische Rechnungsausstellung gemäß der Richtlinie 2014/55/EU legt die inhaltlichen Anfor-

derungen an das strukturierte Format einer elektronischen Rechnung fest. 
8. Die Einführung der verpflichtenden elektronischen Rechnungsausstellung dient der Bekämpfung von Umsatzsteu-

erbetrug und der Effizienzsteigerung in Unternehmen. 
9. Die Einführung der E-Rechnung B2B bildet die Voraussetzung für die Einführung einer Verpflichtung zur transakti-

onsbezogenen Meldung von Umsätzen im B2B-Bereich durch Unternehmer an ein bundeseinheitliches IT-System 
der Verwaltung. 

 
Hinweis 
Mit den Anwendungen auf der DATEV E-Rechnungsplattform heben Sie Ihre digitalen Rechnungsprozesse auf die nächste 
Stufe und gestalten den Rechnungsdatenaustausch mit Ihren Geschäftspartnern künftig noch komfortabler. Besonders 
interessant: Unterstützungspaket E-Rechnung. www.datev.de/e-rechnung 
 
 

Informationen rund um Kapitalgesellschaften 
Größenklassen – Neuregelung – Nachhaltigkeitsberichterstattung 

 
Die Größenklasse einer Gesellschaft (Kleinstkapitalgesellschaft sowie kleine, mittelgroße und große Kapitalgesellschaft) 
hängt weiterhin von drei Schwellenwerten ab. Die EU-Kommission hat am 17.10.2023 eine Richtlinie zur Änderung der 
Schwellenwerte vorgelegt. Die Schwellenwerte wurden um ca. 25 % erhöht. Die Anzahl der Mitarbeiter bleibt in allen 
Größenklassen unverändert. Das Gesetz ist am 17.04.2024 in Kraft getreten. Künftig gelten folgende Schwellenwerte: 
 
· Bilanzsumme 
· Umsatzerlöse 
· Durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer 
 

Beträge Klein Mittel Groß 

Bilanzsummen in Mio. EUR > 0,45 – 7,5 > 7,5 – 25 > 25 

Umsatz in Mio. EUR > 0,9 – 15 > 15 – 50 > 50 

Mitarbeiter > 10 – 50 > 50 – 250 > 250 
 
Mit Anhebung der Schwellenwerte werden weniger Unternehmen 
 

· prüfungspflichtig sein (ab mittelgroß) und 
· eine Nachhaltigkeitsberichterstattung abgeben müssen (ab groß). 

 
Die Änderung der EU-Bilanzrichtlinie wurde ins HGB transformiert. 

· In Grenzbereichen: Einflussnahme auf die Bilanzsumme zum 31.12.2024 
 
 
 
 
Reduzierung Verminderung der   Leasing  Forderungs- Ausgliederung 
der Vorräte Liquidität durch      verkäufe  auf Tochter- 
  Schuldenrückführung,       unternehmen 
  Ausschüttung oder 
  Entnahme 
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Einzureichende Unterlagen zur Offenlegung, Erklärungen und Angaben 
 
Die Übersicht zeigt den Umfang der einzureichenden Unterlagen, Erklärungen und Angaben unter Berücksichtigung der 
rechtsformspezifischen Besonderheiten sowie der größenabhängigen Erleichterungen für kleine Gesellschaften. 
 

 Kleine 
Gesellschaften 

Mittelgroße 
Gesellschaften 

Große 
Gesellschaften 

Jahresabschluss 
·  Bilanz 
·  Gewinn- und  

 Verlustrechnung  
·  Anhang 

 
x 

    ¨ (1) 
 

        x (2) (3) 

 
x 
x 
 
x 

 
x 
x 
 
x 

Lagebericht     ¨ (4) x x 

Vorschlag über die Verwendung des Er-
gebnisses  ¨         x (5) (6)         x (5) (6) 

Beschluss über die Verwendung des Er-
gebnisses  ¨         x (5) (6)         x (5) (6) 

Bestätigungsvermerk (nur bei prüfungs-
pflichtigen Gesellschaften) ¨ x x 

Bericht des Aufsichtsrats (nur bei AG) ¨ x x 

Datum der Feststellung (Billigung) des 
Jahresabschlusses (Konzernabschlusses) x x x 

Verpflichtungen nach Gesellschaftsvertrag 
oder Satzung (§ 325 Abs. 5 HGB) x x x 

Spezialvorschriften nach anderen Geset-
zen x x x 

 
(1)   Kleine Gesellschaften müssen keine Gewinn- und Verlustrechnung einreichen. 
(2)   Bei kleinen Gesellschaften können im Anhang die Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung entfallen. 
(3)  Kleine Kapitalgesellschaften, die die Größenmerkmale des § 267a HGB nicht überschreiten (Kleinstkapitalgesell-

schaften), brauchen den Jahresabschluss nicht um einen Anhang zu erweitern. Stattdessen sind bestimmte Angaben 
„unter der Bilanz“ zu machen.  

(4)  Keine Verpflichtung zur Aufstellung eines Lageberichts; daher keine Verpflichtung zur Einreichung. 
(5)  Mit Änderung BilRUG ab 2016 Pflicht bei Jahresabschlüssen ab 2016. 
(6)  Mit Änderung BilRUG ab 2016 Pflicht bei Jahresabschlüssen ab 2016. 
 
 
Einführung einer Nachhaltigkeitsberichterstattung 
 
Eine wesentliche Auswirkung wird die Erweiterung der nicht finanziellen Berichterstattung im Lagebericht sein. Wichtige 
Aspekte der Nachhaltigkeitsberichterstattung sind: 
 
• Chancen und Risiken von Nachhaltigkeitsaspekten auf das Geschäftsmodell  
• Sicherstellung des Geschäftsmodells und Strategie im Einklang mit dem 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens 
• Beschreibung der Nachhaltigkeitsziele 
• Beschreibung der Ergebnisse bei der Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele 
• Beschreibung der Nachhaltigkeitspolitik des Unternehmens 
 
Die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird prüfungspflichtig sein. Vom Anwendungsbereich sind kleine und mittlere Unter-
nehmen noch ausgenommen. Es wird aber vermutet, dass KMU mittelbar betroffen sein werden, wenn ihre Unterneh-
menskunden zur Berichterstattung derer Wertschöpfungsketten entsprechende Informationen bei ihren Zulieferern abfra-
gen.  
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Hinterlegung für Kleinstunternehmen 

 
Kleinstunternehmen sind solche, die an den letzten zwei Bilanzstichtagen zwei der drei nachstehenden Merkmale nicht 
überschreiten. Sie können Offenlegungserleichterungen in Anspruch nehmen (Befreiung von bestimmten Bilanzierungs-
pflichten sowie Verzicht auf Anhang). Es kann eine Hinterlegung beim Unternehmensregister erfolgen, sodass die Daten 
nur bei Nachfrage an Dritte zur Information herausgegeben werden. Mit einem Hinterlegungsauftrag geht das Erfordernis 
einher, gegenüber dem Betreiber des Bundesanzeigers zu erklären, dass mindestens zwei der drei in § 267a Abs. 1 HGB 
genannten Größenmerkmale an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen nicht überschritten werden. Die Erklärung 
ist formlos abzufassen.  
 
· Bilanzsumme: TEUR 450 
· Jahresumsatz: TEUR 900 
· Im Jahresdurchschnitt 10 Arbeitnehmer 
 
Die Bilanz für Kleinstkapitalgesellschaften 
Das MicroBilG sieht für Kleinstkapitalgesellschaften die Aufstellung einer gegenüber der Bilanz von kleinen Kapitalgesell-
schaften nochmals verkürzten Bilanz vor. Danach sind hier mindestens die mit Buchstaben laut HGB bezeichneten Posten 
anzugeben. 
 
Die Angaben unter der Bilanz  
Kleinstkapitalgesellschaften können auf den Anhang verzichten, wenn folgende Angaben unter der Bilanz ausgewiesen 
werden: 
 
· Die in § 251 und § 268 Abs. 7 HGB genannten Angaben (Haftungsverhältnisse) 
· Die in § 285 Nr. 9c HGB genannten Angaben (an die Organe gewährte Vorschüsse/ Kredite sowie die zugunsten dieser 

Personen eingegangenen Haftungsverhältnisse) 
· Im Falle einer AG/KGaA die in § 160 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AktG genannten Angaben (Bestand eigener Aktien) 
 
Hier können neben den drei in § 264 Abs. 1 S. 5 HGB genannten Angaben noch weitere Pflichten aus anderen Vorschriften 
hinzukommen: 
 
· Haftungsverhältnisse (Verbindlichkeiten aus der Begebung von Wechseln, aus Bürgschaften, Wechsel- und Scheck-

bürgschaften und aus Gewährleistungsverträgen sowie Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von Sicherheiten für 
fremde Verbindlichkeiten) 

· Vorschüsse/Kredite an Geschäftsführer/Aufsichtsrat sowie zugunsten dieser Personen eingegangene Haftungsverhält-
nisse 

· Bestand eigener Aktien (bei AG/KGaA – ab BilRUG KGaA nicht mehr) 
· Ausleihungen/Forderungen/Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern  
· Angaben zu Pensionsverpflichtungen bei Altzusagen und mittelbaren Zusagen  
· Inanspruchnahme der 15-jährigen Übergangsregelung bei Pensionsverpflichtungen  
· Angaben zur Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage, in denen durch die kumulierte Darstellung der Bilanz und GuV kein ausreichender Einblick in die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt wird (z. B., wenn hohe Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern Eigen-
kapitalersatz darstellen) 

· Befreiung von der Pflicht zur (Teil-)Konzernrechnungslegung  
· Schlusserklärung zum Abhängigkeitsbericht 


